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Änderungsanträge zum Europawahlprogramm 

Zeile 3 – 5 ersetzen durch: 

Was den Bürgerinnen und Bürgern Frankreichs, der Niederlande und Irlands per Volksabstimmung möglich war, wird mit den Wahlen zum Europäischen Parlament im Juni 2009 für die Bürgerinnen und Bürger der gesamten Europäischen Union möglich: Sie können sich aktiv in die Zukunft Europas einmischen. 

----------------------------------------------------------------------------------------------------

Zeile 15 „Die EU setzt“ ersetzen durch: 

Die herrschenden politischen Kräfte in der EU und den Nationalstaaten setzen … 

-------------------------------------------------------------------------------------------------------

Zeile 18 vor dem Satz beginnend mit: „Der Vertrag von Lissabon ist wie zuvor der EU-Verfassungsvertrag dazu nicht geeignet, …“ bis Zeile 19 (denn beide sind ) ersetzen durch:

 Mit dem eingeleiteten Verfassungsprozess zur Änderung der vertraglichen Grundlagen der EU hätte zu einem solchen Politikwechsel beitragen können.  Deshalb haben auch linke Parteien sowie die europäische Zivilgesellschaft ihre Vorschläge für ein besseres Europa eingebracht, DIE LINKE in Deutschland mit einem „Memorandum für eine demokratische, freiheitliche, soziale und Frieden sichernde Europäische Union“.  Der  Vertrag von Lissabon war aus Sicht der LINKEN in all seiner Ambivalenz im Rahmen einer Gesamtabwägung wie zuvor der EU-Verfassungsvertrag für einen solchen Politikwechsel nicht geeignet, …“.

--------------------------------------------------------------------------------------------------

Zeile 31 „Der neoliberale Kurs der EU…“ ersetzen durch:  

„Der neoliberale Kurs der von den herrschenden politischen Kräften in der EU und den Nationalstaaten betrieben wird, …. 

--------------------------------------------------------------------------------------------------

Zeile 33  hinter  „… festgeschrieben werden.“ einfügen
Auch wenn in Artikel 3 des Lissabon-Vertrages die „soziale Marktwirtschaft“ mit Verfassungsrang festgeschrieben wurde, hat dies nicht zu einer anderen Politik geführt – wohl auch deshalb weil Artikel 119 zuviel Interpretationsspielräume lies.  

Es gab durchaus auch Begrüßenswertes im Vertrag von Lissabon, so die Erweiterung der Mitentscheidungsrechte des Europäischen Parlaments, die Erklärung der Rechtsverbindlichkeit der Grundrechtecharta und die Möglichkeit für EU-weite Bürgerinitiativen. 

Aber das alles reichte nicht für eine Zustimmung. Denn als Konsequenz der auf Grund des Lissabon Vertrages gemachten Politik und der sie unterstützenden Rechtsprechung zur Wettbewerbsfreiheit …“   [weiter wie im Original „drohen immer mehr ….]  

Zeile 53 einfügen
„Die europäische Idee war die Antwort auf zwei Weltkriege. Abhängigkeit sollte Frieden und

Wohlstand stiften. Diese Idee bleibt richtig. In den Jahren nach ihrer Gründung ist die Europäische Gemeinschaft von den Bürgerinnen und Bürgern überwiegend positiv aufgenommen worden. Sie sollte Frieden garantieren, die Lebensbedingungen verbessern, kulturelle Vielfalt sichern und ein demokratisches und solidarisches Zusammenleben der Menschen in Europa befördern und hat dies zumindest für einen Teil Europas getan. 

Inzwischen wächst jedoch die Skepsis gegenüber der Europäischen Union. Sie befindet sich in einer Legitimationskrise, weil ihre Politik, die tief in den Alltag der Menschen eingreift, sich zunehmend gegen die Interessen der Bürgerinnen und Bürger richtet.  

Die Verantwortung für diese Entwicklung liegt bei den Regierungen der Mitgliedsländer, die in den Ministerräten und im Europäischen Rat über die Entwicklungsrichtungen der EU und die konkrete Politik entscheiden. Auch die deutsche Bundesregierung wie die Mehrheiten in Bundestag und Bundesrat haben einen hohen Anteil daran, dass die vertraglichen Grundlagen der EU so sind wie sie sind und der Reformbedarf täglich wächst.  DIE LINKE wird dazu beitragen, dass der Widerstand gegen die neoliberale, unsoziale, den Frieden gefährdende Politik in den Kommunen, Regionen und Mitgliedsstaaten und der Kampf für realistische Alternativen zunehmend auch auf der Ebene der EU erfolgreich geführt werden kann.“  

------------------------------------------------------------------------------------------------

Zeile 61: „sozial abgesicherte Arbeit“ ersetzen durch:
„Existenz sichernde Arbeit“ 

---------------------------------------------------------------------------------------------

Zeile 110: einfügen
„In unserer Politik einer solidarischen Erneuerung der EU gehen wir davon aus, dass alle individuellen, sozialen und politischen Grundrechte uneingeschränkt verwirklicht werden.“ 

-------------------------------------------------------------------------------------------------

Zeile 133 hinter „verankert sein“ einfügen
„Die Beteiligung der Zivilgesellschaft ist zu garantieren.“ 

-------------------------------------------------------------------------------------------------

Zeile 174 einfügen
„Wir streiten für die Verankerung individuell und durch Verbände einklagbare soziale Rechte.“ 

-----------------------------------------------------------------------------------------------

Zeile 751 einfügen 
„Es ist ein Skandal dass alljährlich tausende Menschen auf der Flucht vor Armut und Krieg im Mittelmeer ertrinken. Die Geretteten werden interniert und zurückgeschickt. Die Bilder von diesen Flüchtlingen sagen viel über die Beziehungen der EU zu ihren südlichen Nachbarn. Die Wurzeln dieser Tragödien nicht beseitigen zu wollen, ist ein Geburtsfehler des Barcelona-Prozesses. Die euro-mediterrane Kooperation braucht neue Impulse. Die Mittelmeerunion kann jedoch nur gelingen, wenn die Ursachen der politischen und sozialen Probleme in der Region bekämpft werden und nicht die Flüchtlinge.“ 

-----------------------------------------------------------------------------------------

Zeile  780 einfügen 
„Völkerverständigung, solidarische Hilfe und die Förderung der sozialen, kulturellen und politischen Menschenrechte sind die beste Friedenspolitik. Auch deshalb muss sich die Europäische Union aus ihrer gegenwärtigen uneinheitlichen Haltung gegenüber der gewaltgestützten Supermachtpolitik der USA lösen – jedoch nicht, indem sie als Militärmacht zu konkurrieren versucht. Es geht nicht  darum Juniorpartner oder Erfüllungsgehilfe zu sein und gar nicht um Konfrontation. Wir wollen gleichberechtigte Partnerschaft und eine einhellige europäische Absage an jegliche Weltherrschaftsstrategie der US-Administration.“ 
